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ANFRAGE
des Abgeordneten DI Dr. Pirklhuber, Dr. Gabriela Moser, Freundinnen und Freunde

an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

betreffend EU-Kontrollbericht bezüglich der Kontrolle des Inverkehrbringens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

Im Entwurf des Berichtes über einen Inspektionsbesuch der Europäischen Kommission GD Gesundheit und Verbraucherschutz (Direktion F – Lebensmittel- und Veterinäramt) vom Dezember 2003  (GD (SANCO)/9260/2003) werden die Systeme zur Kontrolle des Inverkehrbringens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie der Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln pflanzlichen Ursprungs in Österreich bewertet. Auch wurde eine nachfassende Untersuchung bezüglich der Umsetzung im Bericht SANCO XXIV/1446/98 geäußerten Vorschläge gemacht.
In diesem vorläufigen Bericht werden u.a. folgende Kritikpunkte festgehalten: 
-          systematische nachfassende Kontrollen nach Verstößen gegen die Bestimmungen zum Inverkehrbringen oder zur Anwendung finden nicht statt
-          eine erhebliche Anzahl von Proben wird nur von einer begrenzten Reihe von Waren genommen; auch der Umfang der Analysen ist zu gering
-          die Anwendung von Pestiziden in der Landwirtschaft wird nicht geprüft
-          ein Zeitraum von mehr als acht Wochen zwischen der Probenahme und der Veröffentlichung der Ergebnisse verhindert, dass bei Bedarf rasche Durchsetzungsmaßnahmen zur Gewährleistung der Verbrauchersicherheit ergriffen werden können
-          es konnten keine Belege für eine Risikobewertung oder für systematische, gezielte nachfassende Probenahmen nach Verstößen gegen die Rechtsvorschriften über die Rückstände von Pflanzenschutzmitteln vorgelegt werden
-          die Tatsache, dass das Hundertfache des Rückstandshöchstgehalts als Auslösewert für eine Warnmeldung im Rahmen des Schnellwarnsystems verwendet wird, könnte die Verbrauchergesundheit ernsthaft gefährden, vor allem, wenn es sich um akut toxische Substanzen handelt.
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

ANFRAGE:
1. Welche umfassenden Inspektionsmaßnahmen zur Kontrolle des Inverkehrbringens von Pflanzenschutzmitteln sind geplant?
2. Welche nachfassenden Kontrollen sind bei der Inverkehrbringung von Pflanzenschutzmitteln geplant?
3. Wie ist zu rechtfertigen, dass es keine systematischen, nachfassenden Inspektionen im Fall von Verstößen im Bereich des Inverkehrbringens von Pflanzenschutzmitteln gibt und welche Maßnahmen sollen diesbezüglich ergriffen werden?
4. Wie ist zu rechtfertigen, dass Routinekontrollen bezüglich der Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung im Hinblick auf die menschliche Gesundheit und den Umweltschutz nicht stattfinden und welche Maßnahmen sollen diesbezüglich ergriffen werden?
Zu den Fragen 1 bis 4 und 13:
Das Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES) als zuständige Behörde für amtliche Kon-
trollmaßnahmen der Inverkehrbringung von Pflanzenschutzmitteln legt den Pflanzenschutzmit-
telkontrollplan 2004 genau fest. Dieser gliedert sich in zwei Teilbereiche, den Betriebskontroll-
plan und den Stichprobenkontrollplan 2004.
Betriebskontrollplan 2004:
Ziel dieser Kontrollaktivität ist die Überprüfung der Zulässigkeit der Inverkehrbringung
eines   Pflanzenschutzmittels   vor   Ort,   d.h.,   dass   die   in   einem   Betrieb   vorgefunde-
nen Präparate dahingehend zu überprüfen sind, ob es sich um zugelassene Pflanzen-
schutzmittel handelt. Von den Kontrollorganen müssen die Pflanzenschutzmittelregisternum-
mer, Handelsbezeichnung, Wirkungstyp, Art der Zubereitung, chemikalienrechtliche Einstu-
fung, Zustand der Verpackung hinsichtlich Qualität und Eignung, Chargennummer usw. im
Betrieb überprüft und dokumentiert werden. Dieser Kontrollplan umfasst (verteilt über ganz
Österreich) insgesamt 200 Betriebe. Die Kontrollen werden im Fachhandel, bei Lagerhäusern,
Landesproduktenhändlern, bei Pflanzenschutzmittellagern der Zulassungsinhaber und Ver-
triebsunternehmer aber auch in Gartencentern, Baumärkten, Drogerieläden, Supermärkten
und Reformläden durchgeführt. Grundsätzlich wird hierbei beachtet, dass sowohl hinsichtlich
der örtlichen Auswahl als auch bezüglich der Art der kontrollierten Betriebe ein größtmöglichst
repräsentativer Querschnitt erreicht wird.
Stichprobenkontrollplan 2004:
Dieser Kontrollplan umfasst 100 Proben für das Jahr 2004, wobei bei 50 Proben eine Untersu-
chung bestimmter physikalisch-chemischer Parameter durch das Kompetenzzentrum Rück-
standsanalytik Wien erfolgt. Eine Kennzeichnungskontrolle ist für alle Proben vorgesehen. Ein
weiterer Schwerpunkt des Stichprobenkontrollplanes 2004 ist die gezielte Suche nach be-
stimmten, im Kontrollplan gesondert angeführten Pflanzenschutzmitteln.
5. Welche Maßnahmen zur verbesserten Kooperation mit den Bundesländern bei der Kontrolle von Pflanzenschutzmitteln sind vorgesehen?
Zu Frage 5:
Die für den Bereich der amtlichen Kontrollmaßnahmen im Bereich der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln zuständigen Stellen der Bundesländer werden vom BAES über die Verbin-
dungsstelle der Bundesländer monatlich über die Kontrollergebnisse des BAES informiert.
Weiters haben beispielsweise am 22.4.2004 und am 11.5.2004 Koordinationsgespräche mit
den zuständigen Ländervertretern stattgefunden.
6. Ist eine Erhöhung der Analysekapazitäten zur Kontrolle von Pflanzenschutzmitteln der Labors geplant? Wenn ja, welche Maßnahmen sollen getroffen werden? Wenn nein, Warum nicht?
7. Was werden Sie unternehmen, damit es zu einer Verkürzung der Zeitspanne zwischen Probenahme und Analyse kommt?
Zu den Fragen 6 und 7:
Die Kontrollfrequenz ist im internationalen Vergleich im guten Mittelfeld. Es besteht daher kei-
ne grundsätzliche Notwendigkeit eine über die getroffenen Maßnahmen hinausgehende Erhö-
hung der Analysenkapazität vorzunehmen. Durch die Inkorporation dieser Untersuchungstä-
tigkeit in ein größeres Team (Kompetenzzentrum Rückstandsanalytik) wird jedoch eine höhere
Flexibilität erreicht werden.
8. Mit welcher Begründung hat Österreich noch nie eine Meldung über Pestizide im Rahmen des Schnellwarnsystems herausgegeben?
9. Soll ein Verfahren für den Betrieb eines Schnellwarnsystems in Österreich entwickelt werden? Wenn ja, welche konkreten Maßnahmen sind geplant, wenn nein, warum nicht?
Zu den Fragen 8 und 9:
Hiezu ist festzuhalten, dass für das Schnellwarnsystem die Bundesministerin für Gesundheit
und Frauen zuständig ist.
10. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass ein zentrales Verzeichnis der Verkaufsstellen für Pflanzenschutzmittel eingerichtet wird? Wenn nein, warum nicht?
Zu Frage 10:
Das Bundesgremium des Agrarhandels der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) führt ein
diesbezügliches Verzeichnis der Handelsberechtigten. Darüber hinaus erscheint es nicht not-
wendig, alle Verkaufsstellen in einem zentralen Verzeichnis zu erfassen. Diese unterliegen
ohnehin beim Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln der amtlichen Kontrolle.
11. Ist geplant, eine Bewilligungspflicht für den Verkauf von Pflanzenschutzmitteln einzuführen? Wenn nein, warum nicht?
12. Ist geplant, für Verkäufer/innen von Pflanzenschutzmitteln eine bestimmte Ausbildung vorzusehen?
I Zu den Fragen 11 und 12:
Bereits derzeit ist für den Verkauf von Pflanzenschutzmitteln, die giftig oder sehr giftig sind,
eine Gewerbeberechtigung (z. B. als Drogist oder für die Herstellung und den Großhandel mit
Arzneimitteln oder Giften) notwendig.
13. st ein Inspektionsplan für Verkaufsstellen von Pflanzenschutzmitteln vorgesehen? Wenn nein, warum nicht?
Zu den Fragen 1 bis 4 und 13:
Das Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES) als zuständige Behörde für amtliche Kon-
trollmaßnahmen der Inverkehrbringung von Pflanzenschutzmitteln legt den Pflanzenschutzmit-
telkontrollplan 2004 genau fest. Dieser gliedert sich in zwei Teilbereiche, den Betriebskontroll-
plan und den Stichprobenkontrollplan 2004.
Betriebskontrollplan 2004:
Ziel dieser Kontrollaktivität ist die Überprüfung der Zulässigkeit der Inverkehrbringung
eines   Pflanzenschutzmittels   vor   Ort,   d.h.,   dass   die   in   einem   Betrieb   vorgefunde-
nen Präparate dahingehend zu überprüfen sind, ob es sich um zugelassene Pflanzen-
schutzmittel handelt. Von den Kontrollorganen müssen die Pflanzenschutzmittelregisternum-
mer, Handelsbezeichnung, Wirkungstyp, Art der Zubereitung, chemikalienrechtliche Einstu-
fung, Zustand der Verpackung hinsichtlich Qualität und Eignung, Chargennummer usw. im
Betrieb überprüft und dokumentiert werden. Dieser Kontrollplan umfasst (verteilt über ganz
Österreich) insgesamt 200 Betriebe. Die Kontrollen werden im Fachhandel, bei Lagerhäusern,
Landesproduktenhändlern, bei Pflanzenschutzmittellagern der Zulassungsinhaber und Ver-
triebsunternehmer aber auch in Gartencentern, Baumärkten, Drogerieläden, Supermärkten
und Reformläden durchgeführt. Grundsätzlich wird hierbei beachtet, dass sowohl hinsichtlich
der örtlichen Auswahl als auch bezüglich der Art der kontrollierten Betriebe ein größtmöglichst
repräsentativer Querschnitt erreicht wird.
Stichprobenkontrollplan 2004:
Dieser Kontrollplan umfasst 100 Proben für das Jahr 2004, wobei bei 50 Proben eine Untersu-
chung bestimmter physikalisch-chemischer Parameter durch das Kompetenzzentrum Rück-
standsanalytik Wien erfolgt. Eine Kennzeichnungskontrolle ist für alle Proben vorgesehen. Ein
weiterer Schwerpunkt des Stichprobenkontrollplanes 2004 ist die gezielte Suche nach be-
stimmten, im Kontrollplan gesondert angeführten Pflanzenschutzmitteln.
14. Hinsichtlich der Zulassung der niederländischen Pestizide in Österreich wurde angesichts des dadurch entstandenen „Pestizid-Chaos“ eine interministerielle Arbeitsgruppe (BMLFUW und BMGF) eingerichtet. Wer sind die Mitglieder dieser Arbeitsgruppe? Gibt es bereits ein Arbeitsergebnis und wenn ja, welches? 
Zu Frage 14:
Seit Inkrafttreten des § 12 Abs. 10 Pflanzenschutzmittelgesetz 1997 idgF fanden diesbezüglich
mehrere Koordinierungssitzungen mit unterschiedlichem Teilnehmerkreis (je nach Erfordernis)
statt, an denen Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen (BMGF), des
BMLFUW und der AGES teilnahmen. Eine Arbeitsgruppe mit feststehendem Teilnehmerkreis
wurde nicht installiert.
